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Hinweise zum Antrag auf 

Vorsorge und Rehabilitation für Mütter und Väter 
für heilfürsorgeberechtigte Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte der Bundespolizei 

Stand: 22. Januar 2026 

Was ist eine Medizinische Vorsorge für Mütter und Väter (§ 24 SGB V), 
eine Medizinische Rehabilitation für Mütter und Väter (§ 41 SGB V)? 
Leistungen der Vorsorge sollen Krankheiten verhindern und die Gesundheit des Elternteils verbes-
sern. Umgangssprachlich nennt man diese auch Mutter-/Vater-Kind-Kur. 
Reha-Leistungen hingegen sollen bereits bestehende Krankheiten und Einschränkungen verbes-
sern und einer Verschlimmerung entgegenwirken. Beides wird stationär durchgeführt und dauert in 
der Regel drei Wochen. Sie ist eine intensive Maßnahme mit einem ganzheitlichen Therapiekonzept. 
Das Ziel ist eine langfristige Verbesserung der Gesundheit. Besonders wichtig ist die anschließende 
Weiterführung der erlernten Inhalte und die Umsetzung der Empfehlungen im Alltag. 

Welche Voraussetzungen gelten für eine Mutter-/Vater-Kind-Maßnahme? 
Voraussetzungen für die Genehmigung einer Mutter-/Vater-Kind-Maßnahme ist die aus medizini-
schen Gründen erforderliche Vorsorge-/Rehabilitationsbedürftigkeit der oder des Heilfürsorgebe-
rechtigten. Die Prüfung erfolgt gemäß den Umsetzungsempfehlungen im Zusammenhang mit An-
trägen auf Leistungen zur medizinischen Vorsorge und Rehabilitation für Mütter und Väter nach 
§§ 24, 41 SGB V. 
 
Gesundheitsprobleme können in Verbindung mit der Belastung durch die Mutter-/Vater-Rolle zu ei-
ner Krankheit führen. Wenn dann die ärztliche Behandlung einschließlich Versorgung von Arznei-, 
Heil- und Hilfsmitteln nicht mehr ausreicht, kann die Mutter-/Vater-Kind-Leistung die medizinisch 
richtige Maßnahme sein, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Mutter-/Vater-Kind-Maßnah-
men dürfen ausschließlich in hierfür geeigneten Einrichtungen mit einem Versorgungsvertrag nach 
§ 111a SGB V durchgeführt werden. 
 
Nicht zu vergessen ist, dass auch bei Inanspruchnahme einer Mutter-/Vater-Kind-Vorsorge/-Reha-
bilitation die gesetzlich vorgegebene 4-Jahresfrist für einen erneuten Antrag gilt. Grundsätzlich ist 
die Kostenübernahme nicht möglich, wenn bereits innerhalb von vier Jahren eine Maßnahme durch-
geführt wurde. 

Dürfen Sie Ihr Kind mit zur Maßnahme nehmen? 
Als Begleitpersonen dürfen Kinder bis 12 Jahre an der Maßnahme teilnehmen, für behinderte Kinder 
gelten keine Altersgrenzen. 
Steht dagegen die Behandlung Ihres Kindes im Vordergrund, werden die Kosten von der Heilfür-
sorge Bundespolizei nicht übernommen. Diese werden von der Versicherung des Kindes getragen. 
Wenn Heilfürsorgeberechtigte als Elternteil das Kind lediglich begleiten, ohne selbst behandlungs-
bedürftig zu sein, so sind die Kosten für den Elternteil ebenfalls bei der Versicherung des Kindes zu 
beantragen. 
Kosten für eine Vorsorge-/Rehabilitationsmaßnahme im Rahmen einer „Familienkur“ werden nicht 
zu Lasten der Heilfürsorge übernommen. 
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Wie beantragen Sie diese Maßnahmen? 
Es wird empfohlen, die Unterstützung durch eine Beratungsstelle in Ihrer Nähe, z. B. beim Sozial-
werk des Bundes (SWB), beim Müttergenesungswerk (MGW), bei der Arbeiterwohlfahrt (AWO) oder 
der Caritas in Anspruch zu nehmen. 
Eine Beratungsstelle hilft bei der Beantragung einer Vorsorge/Rehabilitation, indem sie den gesam-
ten Prozess von der Antragstellung bis zur Auswahl der passenden Klinik für Sie übernimmt. Weitere 
Vorteile sind die individuelle Beratung zu Ihren spezifischen Bedürfnissen, die Unterstützung bei der 
Einreichung des Antrags und die Auswahl einer qualitätsgeprüften Klinik.  
 
Folgende Unterlagen werden von Ihnen benötigt: 

- ausgefüllter „Antrag auf medizinische Leistungen zur Vorsorge/Rehabilitation“ (Vordruck 
BPOL 8 40 048) 

- kassenüblicher Vordruck „Muster 64 Teil A-B“ (Vorsorge) Ihrer Ärztin oder Ihres Arztes im Origi-
nal nebst Begründung, warum ambulante Maßnahmen nicht ausreichen  

- kassenüblicher Vordruck „Muster 61 Teil B-E“ (Rehabilitation) Ihrer Ärztin oder Ihres Arztes im 
Original nebst Befundberichten der letzten 24 Monate sowie Nachweisen der ambulanten Maß-
nahmen 

- oder Attest des Polizeiärztlichen Dienstes (Vorsorge: Vordruck BPOL 8 40 045/Rehabilitation: 
Vordruck BPOL 8 40 046) 

Ihren Antrag richten Sie – per Briefpost – ausschließlich an das 
Bundespolizeipräsidium 
Referat 83 – Heilfürsorgeangelegenheiten 
53754 Sankt Augustin 

Werden Fahrkosten zur Einrichtung erstattet? 
Informationen zur Fahrkostenerstattung im Rahmen einer medizinischen Vorsorge-/Rehabilitations-
maßnahme entnehmen Sie bitte dem Antrag auf Erstattung von Fahrkosten im Zusammenhang mit 
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und Vorsorge (Vordruck BPOL 8 10 002). 
 
Bei Rückfragen zur Beantragung der Kostenübernahme für eine Medizinische Vorsorge für Mütter 
und Väter (§ 24 SGB V) oder eine Medizinische Rehabilitation für Mütter und Väter (§ 41 SGB V) 
können Sie uns gerne per E-Mail bpolp.ref83.hf-angelegenheiten@polizei.bund.de kontaktieren. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Ihre Heilfürsorge Bundespolizei 
 

https://bundespolizei.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Die_Bundespolizei/Heilfuersorge/Antraege/8_40_048.pdf
https://bundespolizei.de/fileadmin/user_upload/Downloads/Die_Bundespolizei/Heilfuersorge/Antraege/8_10_002.pdf

